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10. GWB-Novelle (aka GWB-Digitalisierungsgesetz) 

Synopse Missbrauchsvorschriften 

 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 
1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25. März 2020 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie  
Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für ein fokus-
siertes, proaktives und digitales Wettbewerbsrecht 4.0 
(GWB-Digitalisierungsgesetz) (Bearbeitungsstand 
24.1.2020) 

  
§ 18 Marktbeherrschung […] 

(1) Ein Unternehmen ist marktbeherrschend, soweit es als 
Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Wa-
ren oder gewerblichen Leistungen auf dem sachlich und 
räumlich relevanten Markt 

[…] 

1. ohne Wettbewerber ist,  
2. keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist oder  
3. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern überra-
gende Marktstellung hat. 

 

(2) Der räumlich relevante Markt kann weiter sein als der 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

[…] 

(2a) Der Annahme eines Marktes steht nicht entgegen, 
dass eine Leistung unentgeltlich erbracht wird. 

[…] 

(3) Bei der Bewertung der Marktstellung eines Unterneh-
mens im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern ist insbe-
sondere Folgendes zu berücksichtigen: 

(3) Bei der Bewertung der Marktstellung eines Unterneh-
mens im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern ist insbe-
sondere Folgendes zu berücksichtigen: 

1. sein Marktanteil, […] 

2. seine Finanzkraft, seine Finanzkraft und sein Zugang zu wettbewerbsrele-
vanten Daten, 

4. sein Zugang zu den Beschaffungs- oder Absatzmärkten, […] 
4. Verflechtungen mit anderen Unternehmen, […] 
5. rechtliche oder tatsächliche Schranken für den Markt-
zutritt anderer Unternehmen, 

[…] 

6. der tatsächliche oder potenzielle Wettbewerb durch Un-
ternehmen, die innerhalb oder außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes ansässig sind, 

[…] 

7. die Fähigkeit, sein Angebot oder seine Nachfrage auf 
andere Waren oder gewerbliche Leistungen umzustellen, 
sowie 

[…] 

8. die Möglichkeit der Marktgegenseite, auf andere Unter-
nehmen auszuweichen. 

[…] 

(3a) Insbesondere bei mehrseitigen Märkten und Netz-
werken sind bei der Bewertung der Marktstellung eines 
Unternehmens auch zu berücksichtigen: 

[…] 

1. direkte und indirekte Netzwerkeffekte,  
2. die parallele Nutzung mehrerer Dienste und der Wech-
selaufwand für die Nutzer, 

 

3. seine Größenvorteile im Zusammenhang mit Netzwer-
keffekten, 

 

4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten,  
5. innovationsgetriebener Wettbewerbsdruck.  

 

(3b) Bei der Bewertung der Marktstellung eines Unterneh-
mens, das als Vermittler auf mehrseitigen Märkten tätig 
ist, ist insbesondere auch die Bedeutung der von ihm er-
brachten Vermittlungsdienstleistungen für den Zugang 
zu Beschaffungs- und Absatzmärkten zu berücksichtigen 

(4) Es wird vermutet, dass ein Unternehmen marktbe-
herrschend ist, wenn es einen Marktanteil von mindes-
tens 40 Prozent hat. 

[…] 
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(5) Zwei oder mehr Unternehmen sind marktbeherr-
schend, soweit 

[…] 

1. zwischen ihnen für eine bestimmte Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen ein wesentlicher Wettbewerb 
nicht besteht und 

 

2. sie in ihrer Gesamtheit die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 erfüllen. 

 

(6) Eine Gesamtheit von Unternehmen gilt als marktbe-
herrschend, wenn sie 

[…] 

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die zusam-
men einen Marktanteil von 50 Prozent erreichen, oder 

 

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die zu-
sammen einen Marktanteil von zwei Dritteln erreichen. 

 

(7) Die Vermutung des Absatzes 6 kann widerlegt werden, 
wenn die Unternehmen nachweisen, dass 

[…] 

1. die Wettbewerbsbedingungen zwischen ihnen wesent-
lichen Wettbewerb erwarten lassen oder 

 

2. die Gesamtheit der Unternehmen im Verhältnis zu den 
übrigen Wettbewerbern keine überragende Marktstel-
lung hat. 

 

(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
berichtet den gesetzgebenden Körperschaften nach Ab-
lauf von drei Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in 
den Absätzen 2a und 3a über die Erfahrungen mit den 
Vorschriften. 

[…] 

  

§ 19 Verbotenes Verhalten von marktbeherrschenden 
Unternehmen 

[…] 

(1) Die missbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherr-
schenden Stellung durch ein oder mehrere Unternehmen 
ist verboten. 

(1) Der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 
durch ein oder mehrere Unternehmen ist verboten. 

(2) Ein Missbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein 
marktbeherrschendes Unternehmen als Anbieter oder 
Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder ge-
werblichen Leistungen 

Ein Missbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein markt-
beherrschendes Unternehmen als Anbieter oder Nachfra-
ger einer bestimmten Art von Waren oder gewerblichen 
Leistungen 

1. ein anderes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
unbillig behindert oder ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund unmittelbar oder mittelbar anders behandelt als 
gleichartige Unternehmen; 

[…] 

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert, 
die von denjenigen abweichen, die sich bei wirksamem 
Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit ergeben wür-
den; hierbei sind insbesondere die Verhaltensweisen von 
Unternehmen auf vergleichbaren Märkten mit wirksa-
mem Wettbewerb zu berücksichtigen; 

[…] 

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäftsbedin-
gungen fordert, als sie das marktbeherrschende Unter-
nehmen selbst auf vergleichbaren Märkten von gleichar-
tigen Abnehmern fordert, es sei denn, dass der Unter-
schied sachlich gerechtfertigt ist; 

[…] 

4. sich weigert, einem anderen Unternehmen gegen ange-
messenes Entgelt Zugang zu den eigenen Netzen oder an-
deren Infrastruktureinrichtungen zu gewähren, wenn es 
dem anderen Unternehmen aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen ohne die Mitbenutzung nicht möglich ist, 
auf dem vor- oder nachgelagerten Markt als Wettbewer-
ber des marktbeherrschenden Unternehmens tätig zu 
werden; dies gilt nicht, wenn das marktbeherrschende 
Unternehmen nachweist, dass die Mitbenutzung aus be-
triebsbedingten oder sonstigen Gründen nicht möglich o-
der nicht zumutbar ist; 

4. sich weigert, ein anderes Unternehmen gegen ange-
messenes Entgelt mit dieser Ware oder gewerblichen 
Leistung zu beliefern, insbesondere ihm Zugang zu Daten, 
zu Netzen oder anderen Infrastruktureinrichtungen zu 
gewähren, und die Belieferung oder die Gewährung des 
Zugangs objektiv notwendig ist, um auf einem vor- oder 
nachgelagerten Markt tätig zu sein und die Weigerung 
den wirksamen Wettbewerb auf diesem Markt auszu-
schalten droht, es sei denn, die Weigerung ist sachlich ge-
rechtfertigt. 
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5. andere Unternehmen dazu auffordert, ihm ohne sach-
lich gerechtfertigten Grund Vorteile zu gewähren; hierbei 
ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die Aufforderung 
für das andere Unternehmen nachvollziehbar begründet 
ist und ob der geforderte Vorteil in einem angemessenen 
Verhältnis zum Grund der Forderung steht. 

[…] 

(3) Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 und 
Nummer 5 gilt auch für Vereinigungen von miteinander 
im Wettbewerb stehenden Unternehmen im Sinne der §§ 
2, 3 und 28 Absatz 1, § 30 Absatz 2a, 2b und § 31 Absatz 1 
Nummer 1, 2 und 4. Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
Nummer 1 gilt auch für Unternehmen, die Preise nach § 
28 Absatz 2 oder § 30 Absatz 1 Satz 1 oder § 31 Absatz 1 
Nummer 3 binden 

[…] 

  

 
§ 19a  Missbräuchliches Verhalten von Unternehmen 
mit überragender marktübergreifender Bedeutung für 

den Wettbewerb  
(1) Das Bundeskartellamt kann durch Verfügung feststel-
len, dass einem Unternehmen, das in erheblichem Um-
fang auf Märkten im Sinne des § 18 Absatz 3a tätig ist, 
eine überragende marktübergreifende Bedeutung für den 
Wettbewerb zukommt. Bei der Feststellung der überra-
genden marktübergreifenden Bedeutung eines Unterneh-
mens für den Wettbewerb sind insbesondere zu berück-
sichtigen:   
1. seine marktbeherrschende Stellung auf einem oder 
mehreren Märkten,   
2. seine Finanzkraft oder sein Zugang zu sonstigen Res-
sourcen,   
3. seine vertikale Integration und seine Tätigkeit auf in 
sonstiger Weise miteinander verbundenen Märkten,  

 
4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten,  

 
5. die Bedeutung seiner Tätigkeit für den Zugang Dritter 
zu Beschaffungs- und Absatzmärkten sowie sein damit 
verbundener Einfluss auf die Geschäftstätigkeit Dritter.   
(2) Das Bundeskartellamt kann im Falle einer Feststel-
lung nach Absatz 1 dem Unternehmen untersagen,  

 
1. beim Vermitteln des Zugangs zu Beschaffungs- und Ab-
satzmärkten die Angebote von Wettbewerbern anders zu 
behandeln als eigene Angebote;   
2. Wettbewerber auf einem Markt, auf dem das betref-
fende Unternehmen seine Stellung auch ohne marktbe-
herrschend zu sein schnell ausbauen kann, unmittelbar 
oder mittelbar zu behindern, sofern die Behinderung ge-
eignet wäre, den Wettbewerbsprozess erheblich zu beein-
trächtigen;   
3. durch die Nutzung der auf einem beherrschten Markt 
von der Marktgegenseite gesammelten wettbewerbsrele-
vanten Daten, auch in Kombination mit weiteren wettbe-
werbsrelevanten Daten aus Quellen außerhalb des be-
herrschten Marktes, auf einem anderen Markt Marktzu-
trittsschranken zu errichten oder zu erhöhen oder andere 
Unternehmen in sonstiger Weise zu behindern oder Ge-
schäftsbedingungen zu fordern, die eine solche Nutzung 
zulassen;   
4. die Interoperabilität von Produkten oder Leistungen o-
der die Portabilität von Daten zu erschweren und damit 
den Wettbewerb zu behindern;  
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5. andere Unternehmen unzureichend über den Umfang, 
die Qualität oder den Erfolg der erbrachten oder beauftrag-
ten Leistung zu informieren oder ihnen in anderer Weise 
eine Beurteilung des Wertes dieser Leistung zu erschwe-
ren.   
Dies gilt nicht, soweit die jeweilige Verhaltensweise sach-
lich gerechtfertigt ist. Die Darlegungs- und Beweislast ob-
liegt insoweit dem betreffenden Unternehmen. § 32 Ab-
satz 2 und 3, § 32a und § 32b gelten entsprechend. Die Ver-
fügung nach Absatz 2 kann mit der Feststellung nach Ab-
satz 1 verbunden werden.   
(3) §§ 19 und 20 bleiben unberührt. 

  

§ 20 Verbotenes Verhalten von Unternehmen mit relati-
ver oder überlegener Marktmacht 

[…] 

(1) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 
gilt auch für Unternehmen und Vereinigungen von Unter-
nehmen, soweit von ihnen kleine oder mittlere Unterneh-
men als Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art 
von Waren oder gewerblichen Leistungen in der Weise 
abhängig sind, dass ausreichende und zumutbare Mög-
lichkeiten, auf andere Unternehmen auszuweichen, nicht 
bestehen (relative Marktmacht). Es wird vermutet, dass 
ein Anbieter einer bestimmten Art von Waren oder ge-
werblichen Leistungen von einem Nachfrager abhängig 
im Sinne des Satzes 1 ist, wenn dieser Nachfrager bei ihm 
zusätzlich zu den verkehrsüblichen Preisnachlässen oder 
sonstigen Leistungsentgelten regelmäßig besondere Ver-
günstigungen erlangt, die gleichartigen Nachfragern 
nicht gewährt werden. 

(1) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 
gilt auch für Unternehmen und Vereinigungen von Unter-
nehmen, soweit von ihnen [-] Unternehmen als Anbieter 
oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen in der Weise abhängig sind, 
dass ausreichende und zumutbare Möglichkeiten, auf an-
dere Unternehmen auszuweichen, nicht bestehen und die 
Abhängigkeit wegen eines deutlichen Ungleichgewichts 
nicht durch eine entsprechende Gegenmacht der Anbieter 
oder Nachfrager des marktstarken Unternehmens aufge-
wogen wird (relative Marktmacht). § 19 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 2 Nummer 1 gilt auch für Unterneh-
men, die als Vermittler auf mehrseitigen Märkten tätig 
sind, soweit andere Unternehmen mit Blick auf den Zu-
gang zu Beschaffungs- und Absatzmärkten von ihrer Ver-
mittlungsleistung in der Weise abhängig sind, dass aus-
reichende und zumutbare Ausweichmöglichkeiten nicht 
bestehen. Es wird vermutet, dass ein Anbieter einer be-
stimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen 
von einem Nachfrager abhängig im Sinne des Satzes 1 ist, 
wenn dieser Nachfrager bei ihm zusätzlich zu den ver-
kehrsüblichen Preisnachlässen oder sonstigen Leis-
tungsentgelten regelmäßig besondere Vergünstigungen 
erlangt, die gleichartigen Nachfragern nicht gewährt 
werden.  
(1a) Eine Abhängigkeit im Sinne des Absatzes 1 kann sich 
auch daraus ergeben, dass ein Unternehmen für die ei-
gene Tätigkeit auf den Zugang zu Daten angewiesen ist, 
die von einem anderen Unternehmen kontrolliert wer-
den. Die Verweigerung des Zugangs zu solchen Daten 
kann auch dann eine unbillige Behinderung darstellen, 
wenn ein Geschäftsverkehr für diese Daten bislang nicht 
eröffnet ist. 

(2) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 5 
gilt auch für Unternehmen und Vereinigungen von Unter-
nehmen im Verhältnis zu den von ihnen abhängigen Un-
ternehmen. 

[…] 

(3) Unternehmen mit gegenüber kleinen und mittleren 
Wettbewerbern überlegener Marktmacht dürfen ihre 
Marktmacht nicht dazu ausnutzen, solche Wettbewerber 
unmittelbar oder mittelbar unbillig zu behindern. Eine 
unbillige Behinderung im Sinne des Satzes 1 liegt insbe-
sondere vor, wenn ein Unternehmen 

[…] 

1. Lebensmittel im Sinne des § 2 Absatz 2 des Lebensmit-
tel- und Futtermittelgesetzbuches unter Einstandspreis 
oder 
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2. andere Waren oder gewerbliche Leistungen nicht nur 
gelegentlich unter Einstandspreis oder 

 

3. von kleinen oder mittleren Unternehmen, mit denen es 
auf dem nachgelagerten Markt beim Vertrieb von Waren 
oder gewerblichen Leistungen im Wettbewerb steht, für 
deren Lieferung einen höheren Preis fordert, als es selbst 
auf diesem Markt 

 

anbietet, es sei denn, dies ist jeweils sachlich gerechtfer-
tigt. Einstandspreis im Sinne des Satzes 2 ist der zwi-
schen dem Unternehmen mit überlegener Marktmacht 
und seinem Lieferanten vereinbarte Preis für die Beschaf-
fung der Ware oder Leistung, auf den allgemein gewährte 
und im Zeitpunkt des Angebots bereits mit hinreichender 
Sicherheit feststehende Bezugsvergünstigungen anteilig 
angerechnet werden, soweit nicht für bestimmte Waren 
oder Leistungen ausdrücklich etwas anderes vereinbart 
ist. Das Anbieten von Lebensmitteln unter Einstandspreis 
ist sachlich gerechtfertigt, wenn es geeignet ist, den Ver-
derb oder die drohende Unverkäuflichkeit der Waren 
beim Händler durch rechtzeitigen Verkauf zu verhindern 
sowie in vergleichbar schwerwiegenden Fällen. Werden 
Lebensmittel an gemeinnützige Einrichtungen zur Ver-
wendung im Rahmen ihrer Aufgaben abgegeben, liegt 
keine unbillige Behinderung vor. 

 

 
(3a) Eine unbillige Behinderung im Sinne des Absatzes 3 
Satz 1 liegt auch vor, wenn ein Unternehmen mit überle-
gener Marktmacht auf einem Markt im Sinne des § 18 Ab-
satz 3a die eigenständige Erzielung von positiven Netz-
werkeffekten durch Wettbewerber behindert und hier-
durch die ernstliche Gefahr begründet, dass der Leis-
tungswettbewerb in nicht unerheblichem Maße einge-
schränkt wird. 

(4) Ergibt sich auf Grund bestimmter Tatsachen nach all-
gemeiner Erfahrung der Anschein, dass ein Unterneh-
men seine Marktmacht im Sinne des Absatzes 3 ausge-
nutzt hat, so obliegt es diesem Unternehmen, den An-
schein zu widerlegen und solche anspruchsbegründen-
den Umstände aus seinem Geschäftsbereich aufzuklären, 
deren Aufklärung dem betroffenen Wettbewerber oder ei-
nem Verband nach § 33 Absatz 4 nicht möglich, dem in 
Anspruch genommenen Unternehmen aber leicht mög-
lich und zumutbar ist. 

[…] 

(5) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen sowie Gütezei-
chengemeinschaften dürfen die Aufnahme eines Unter-
nehmens nicht ablehnen, wenn die Ablehnung eine sach-
lich nicht gerechtfertigte ungleiche Behandlung darstel-
len und zu einer unbilligen Benachteiligung des Unter-
nehmens im Wettbewerb führen würde. 

[…] 

 


